




Das digitale Leben spielt eine immer größere Rolle in unserem Alltag. Hass und Hetze 

sind im Netz zu einem ernstzunehmenden Problem geworden. Die Bekämpfung von 

Hate Speech im Netz wird auch künftig höchste Priorität haben. Für die Kooperation 

#KeineMachtdemHass wurde gerade zum Beispiel der Hessische Rundfunk als starker 

Medienpartner gewonnen. Derzeit besteht die Kooperation aus den folgenden Part-

nern: Hessische Landesanstalt für privaten Rundfunk und neue Medien, Universität 

Kassel, Hitradio FFH, HateAid gGmbH, die Initiative Offen für Vielfalt, ichbinhier e.V. 

und ExtraTIP. In Zukunft sollen noch weitere Partner hinzukommen, um Hass und Hetze 

noch wirksamer zu begegnen. Keiner muss sich Hass und Hetze gefallen lassen. Das 

Land setzt sich dafür ein, dass Straftatbestände geändert und den Ermittlungsbehörden 

die notwendigen Werkzeuge zur Verfügung gestellt werden.

Mit der Digitalisierung des Lebens wandeln sich auch Straftaten und Straftäter. Die 

Ermittlungsbehörden geben immer häufiger die Rückmeldung, dass die derzeit verfüg-

baren rechtlichen Ermittlungsmöglichkeiten und Straftatbestände im Cyberraum an ihre 

Grenzen stoßen. Das Justizministerium wird daher auf Grundlage der Erfahrungen aus 

der Praxis der Staatsanwaltschaften und Gerichte weiterhin Gesetzesvorhaben auf Bun-

des- und europäischer Ebene unterstützen, um dieser Herausforderung zu begegnen. 

Dazu gehört weiterhin das Werben für die dringend notwendige Fortsetzung der aus-

gesetzten Verkehrsdatenspeicherung. Die Strafverfolgungsbehörden müssen passende 

Werkzeuge haben, um Recht und Gesetz durchzusetzen. 

Der Anspruch der Bürgerinnen und Bürger an die Justiz hat sich gewandelt. Die Landes-

regierung wird Justizleistungen auch zukünftig bürgernah und möglichst niedrigschwellig 

anbieten und insbesondere die Digitalisierung in den Fokus nehmen. Die elektronische 

Akte wird an einzelnen Gerichten pilotiert. Künftig wird diese an weiteren Gerichten 

und einer Staatsanwaltschaft erprobt. Zudem werden die Informationsangebote über 

den Rechtsstaat in den Sozialen Medien ausgeweitet und der Digitale Service Point der 

hessischen Justiz unter der Nummer 0800 96 32 147 wird weiter ausgebaut. Hessen 

wird für ein finanzielles Engagement des Bundes an den Kosten der Digitalisierung der 

Justiz im Rahmen eines Pakts für den Rechtsstaat 2.0 werben.

Das Werben um die klugen Köpfe wird auch für die kommenden Jahre eine der Haupt-

aufgaben der Justiz bleiben. Die Landesregierung wird daher weiterhin große Anstren-

gungen unternehmen, um zusätzliche Stellen zu schaffen und diese mit den Besten zu 

besetzen. Hierfür sollen die Bedingungen, gerade für Berufsanfängerinnen und -anfänger, 

verbessert werden.
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